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Norwegische Milliardäre flüchten
vor dem heimischen Fiskus in die Schweiz
Der Exodus nach Zug, Zürich und ins Tessin reisst nicht ab, daran ändert auch die Einführung einer Strafsteuer in der Heimat nichts

DAVID VONPLON

Als einer der Ersten kam der mehrfa-
che Olympiasieger und Weltmeister im
Langlauf, Björn Dählie. Der 54-jährige
Skistar zog Anfang Jahr mit seiner Frau
ins steuergünstige Zug. Seither vergeht
kein Monat, ohne dass ein weiterer pro-
minenter Zuzug eines reichen Norwe-
gers in die Schweiz bekannt wird. Nicht
weniger als 36 Personen mit einem Ver-
mögen von mindestens einer Milliarde
Kronen – umgerechnet gut 100 Millio-
nen Franken – sollen in diesem Jahr in
die Schweiz abgewandert sein, wie un-
längst die norwegische Wirtschafts-
zeitung «Dagens Näringsliv» berichtete.

Im September liess der Fischerei-
und Öl-Magnat Kjell Inge Rökke seine
Mitaktionäre und Mitarbeiter in einem
Brief wissen, dass er seinen Lebensmit-
telpunkt vom Osloer Nobelvorort As-
ker in die «schöne Stadt» Lugano ver-
schiebe. Dass er künftig sein Vermögen
in der Schweiz versteuert, erwähnte der
viertreichste Norweger darin mit kei-
nem Wort. Nur ein paar Wochen später
wurde bekannt, dass der IT-Grossinves-
tor Jens Rugseth nach Luzern zieht. Und
fast gleichzeitig wurde vermeldet, dass
der Discounter-Erbe Magnus Reitan
seine Vermögenswerte von 20 Milliar-
den Kronen, umgerechnet etwa 1,9 Mil-
liarden Franken, an seine in Genf gemel-
deten Kinder vermacht hat.

Happige Steuererhöhung

Reissaus nehmen die vermögenden
Norweger, weil sie in ihrer Heimat deut-
lich mehr Steuern bezahlen müssten.
Die sozialdemokratisch geführte Regie-
rung hat nach ihrer Machtübernahme
im letzten Jahr die Vermögenssteuer
auf Nettovermögen über 1,7 Millionen
Kronen (160 000 Franken) auf 1,1 Pro-
zent angehoben. Gleichzeitig wurde die
Abgabe auf Dividenden erhöht und der
Abzug auf Aktien reduziert. Sie erfüllte
damit ihr Wahlversprechen, die Reichen
im Sinne des Gemeinwohls stärker zur
Kasse zu bitten.

Die Steuererhöhung fällt für Gut-
betuchte happig aus: Gemäss Steuer-

experten dürften sich die Vermögens-
steuern auf Geschäftswerte im Jahr 2022
für viele verdoppeln, während auch die
Dividendensteuer um fast 50 Prozent
steigen wird. Nicht wenige Eigentümer
seien daher gezwungen, ihre Unterneh-
men um Dividenden zu bitten, die höher
seien als die Gewinne, erklärte der
Think-Tank Civita. Das hemme nicht
zuletzt auch die Bereitschaft, weiter in
Unternehmen zu investieren.

Die Regierung von Ministerpräsident
Jonas Gahr Störe zeigt sich dennoch un-
nachgiebig. Um der Abwanderung rei-
cher Norweger Einhalt zu gebieten, will
sie nicht etwa die Steuern wieder sen-
ken. Vielmehr wird eine Art Strafsteuer
für abtrünnige Norweger eingeführt.

Diese soll sicherstellen, dass nicht reali-
sierte Gewinne aus Aktien, die bis zum
Zeitpunkt des Exits aus Norwegen an-
gesammelt wurden, auch dort besteu-
ert werden. Die Regelung soll auch gel-
ten, wenn die Aktien an nahe, im Aus-
land lebende Familienangehörige über-
tragen werden.

Das Finanzministerium begründet
seine kompromisslose Haltung damit,
dass die Reichsten einen grosszügige-
ren finanziellen Beitrag leisten müss-
ten, um den grosszügigen Sozialstaat
des Landes aufrechtzuerhalten. Es gehe
nicht darum, zu verhindern, dass Ein-
zelpersonen oder Unternehmen pro-
sperieren könnten. Im Übrigen gebe es
immer noch mehrere tausend Millionäre

in Norwegen, mehr als in den meisten
anderen reichen Ländern im Pro-Kopf-
Vergleich.

Ob der Exodus mit dieser Wegzugs-
steuer gestoppt werden kann, ist in-
dessen fraglich. Erst vor wenigen Ta-
gen vermeldeten norwegische Medien,
dass auch der schwerreiche Reeder und
Investor Trond Harald Klaveness in
die Schweiz umgesiedelt sei. Er soll ge-
mäss norwegischen Medien am linken
Zürichseeufer eine Immobilie erstan-
den haben.

Ebenfalls kündigte Fredrik Haga,
einer der Gründer des Krypto-Unter-
nehmens Dune, diese Woche an, er
werde Norwegen verlassen und sich am
Samstag formell in Zug anmelden. «Es

geht nicht darum, dass wir keine Steu-
ern zahlen wollen. Es geht darum, dass
ich Steuern auf Geld zahlen muss, das
ich nicht habe», erklärte der 31-Jäh-
rige gegenüber der «Financial Times».
Sein Unternehmen Dune wachse zwar
schnell, schreibe jedoch Verluste. Des-
halb sei es für ihn auch nicht möglich,
eine Dividende auszuschütten oder An-
teile an seinem Unternehmen zu ver-
kaufen, sagt Haga. Er verliess Nor-
wegen, weil er befürchtete, dass seine
nächste Steuerrechnung ein Mehrfaches
seines verfügbaren Einkommens betra-
gen würde.

Immobilienfirmen frohlocken

Die Ankunft der Superreichen aus Nor-
wegen dürfte in einzelnen Kantonen
wie Zug üppige Zusatzeinnahmen in
die Kasse spülen. Gemäss der «Finan-
cial Times» beträgt das Gesamtvermö-
gen der reichen Einwanderer aus dem
hohen Norden 29 Milliarden Kronen,
was 2,7 Milliarden Franken entspricht,
wie aus den jährlichen Steuererklärun-
gen des Landes hervorgeht.

Bereits buhlen erste Unternehmen
um die potente Kundschaft aus Skan-
dinavien. So schaltete die Schweizer
Immobilienfirma Property One in den
vergangenen Wochen in der norwegi-
schen Wirtschaftszeitung «Dagens Nä-
ringsliv» mehrere ganzseitige Inse-
rate, wie die «Handelszeitung» berich-
tete. Präsentiert werden in einer An-
zeige etwa eine luxuriöse Dachterrasse
mit edler Lounge und freiem Blick auf
den Zürichsee, eine Wohnung im Park-
Tower in Zug oder ein grosszügiges
Grundstück mit Villa und privatem See-
zugang in Freienbach (SZ).

Sein Unternehmen sei seit Mona-
ten in mehrere Transaktionen mit Nor-
wegern im Tessin und in der Deutsch-
schweiz involviert, erklärt Kevin Hin-
der, CEO von Property One, gegenüber
dem Wirtschaftsblatt. Man rechne damit,
dass die Nachfrage noch weiter steige –
und die dem Heimatland entfliehenden
Norwegerinnen und Norweger auch tat-
sächlich vorhätten, in der Schweiz sess-
haft zu werden.

Der norwegische Industrie-Tycoon Kjell Inge Rökke siedelte im September nach Lugano um. TERJE PEDERSEN / REUTERS

RECHT UND GESELLSCHAFT

Wie Unternehmen gegen Staaten klagen
Zur Durchsetzung von Forderungen braucht es einen langen Atem

DANIEL HAYEK, MARK MEILI

Die Schweiz gehört zu den zehn Län-
dern mit dem weltweit höchsten Anteil
an Direktinvestitionen im Ausland. An-
lagen werden nur nach sorgfältiger Prü-
fung getätigt und hängen auch davon ab,
ob sie ausreichenden Rechtsschutz ge-
niessen. Da sich private Investoren nicht
auf die lokalen Gerichte verlassen wol-
len, gibt es staatliche Investitionsschutz-
abkommen (ISA),welche vorsehen,dass
allfällige Streitigkeiten über Investitio-
nen von einem unabhängigen Schieds-
gericht wie dem Internationalen Zen-
trum zur Beilegung von Investitionsstrei-
tigkeiten (ICSID) beurteilt werden. Für
Investoren und ihren Schutz ist deshalb
entscheidend, dass mit den entsprechen-
den Ländern solche ISA bestehen. Die
Schweiz hat über 120 ISA abgeschlossen.

In manchen Fällen kann es trotzdem
zu Konflikten kommen, zum Beispiel
wenn ein Staat die Vermögenswerte
eines Unternehmens enteignet oder sich
nicht an Vereinbarungen und Zusiche-
rungen hält. Findet sich keine bilaterale
Lösung, wird das Unternehmen versu-
chen, finanzielle Ansprüche in einem ge-
richtlichen oder Schiedsverfahren gegen
den Staat geltend zu machen.

In der derzeitigen geopolitischen
Lage muss mit neuen Konflikten bezüg-

lich Investitionen gerechnet werden.Vor
allem Russland wird wohl vermehrt als
Gegenpartei auftreten, wie dies unter
anderem 2014 beim Rekordprozess zu
Yukos mit einem Urteil über 50 Milliar-
den Dollar der Fall war. Auch struktur-
schwache Länder mit grossen Boden-
schätzen wie Libyen oder Venezuela
sind regelmässig in Streitigkeiten über
Investitionen involviert.

Staaten am längeren Hebel

Da Staaten in der Praxis einem Schieds-
spruch oder Gerichtsurteil im eigenen
Land nicht immer freiwillig Folge leis-
ten, müssen die Urteile in anderen Län-
dern anerkannt und vollstreckt werden.
Bei ICSID-Urteilen geschieht dies ge-
mäss dem ICSID-Übereinkommen,
welches die Anerkennung und Durch-
setzung von Urteilen unter erleichterten
Bedingungen ermöglicht. Bei anderen
Schiedsurteilen erfolgt dies in der Re-
gel über das New Yorker Übereinkom-
men über die Anerkennung und Voll-
streckung ausländischer Schiedssprüche.

Bei der Durchsetzung von Urteilen
in Ländern, in welchen der Konflikt-
staat über grosseAuslandsvermögen wie
Devisen,Beteiligungen oder Immobilien
verfügt, müssen verschiedene Hürden
überwunden werden. Zur Auffindung

von Vermögenswerten braucht es zuerst
die Unterstützung durch hochspeziali-
sierte «Asset Tracing»-Firmen, welche
mit ihren Recherchen die nicht öffent-
lich bekannten Vermögenswerte lokali-
sieren. Ob sich diese anschliessend zur
Vollstreckung eignen, hängt von der ört-
lichen Gesetzgebung ab. Hoheitlich ge-
nutzteVermögenswerte – wie etwa Kon-
sulatsimmobilien – sind in vielen Län-
dern aufgrund der Staatenimmunität vor
einem Zugriff von Gläubigern geschützt.

Diese Immunität stellt sicher, dass
Staaten jederzeit über die notwen-
digen Ressourcen verfügen, um ihre
essenziellen öffentlichen Funktionen
wahrnehmen zu können. Ob auch für
wirtschaftliche Zwecke genutzte Ver-
mögenswerte durch Immunität ge-
schützt sind, hängt davon ab, in welchem
Umfang die Staatenimmunität vor Ort
geregelt ist. Nur Vermögenswerte, wel-
che nicht durch Immunität geschützt
sind – zum Beispiel Firmenbeteiligun-
gen –, können Gegenstand eines Voll-
streckungsverfahrens sein.

Bedeutende Vermögenswerte wer-
den oftmals nicht vom Staat selber ge-
halten, sondern von staatlich kontrol-
lierten Unternehmen. Da diese aber
selbst nicht Partei des Gerichtsverfah-
rens waren und somit nicht als Schuld-
ner gelten, können deren Vermögens-

werte nicht gepfändet werden. Aus-
nahmsweise kann trotzdem gegen sol-
che Vermögenswerte vollstreckt werden.
Dazu braucht es den Nachweis, dass der
Staat das Unternehmen so umfassend
beherrscht, dass es sich um dieselbe
Rechtspersönlichkeit handelt, das soge-
nannte Alter Ego. Ein umfassendes Be-
weisverfahren wird dazu nötig. Erfah-
rungsgemäss sind Gerichte in den USA
offener für eine Alter-Ego-Argumenta-
tion als Gerichte in Europa und Asien.

Geopolitik bremst Verfahren

Nicht zuletzt müssen auch politische
Faktoren berücksichtigt werden. In ei-
nigen Ländern herrscht Unklarheit dar-
über, welche Regierung an der Macht
ist. Dies führt im Vollstreckungsverfah-
ren zu Zuständigkeitsproblemen, nur
schon bei der Zustellung von Dokumen-
ten oder bei der Vertretung im Prozess.

Grosse Wirtschaftsmächte versu-
chen ihre Interessen über staatliche
Sanktionen durchzusetzen, in den USA
durch das Office of Foreign Assets Con-
trol (Ofac). Damit werden Vermögens-
werte von anderen Staaten und staat-
lich kontrollierten Unternehmen blo-
ckiert, was eine Vollstreckung für Gläu-
biger erschwert. Im Zusammenhang mit
dem Irak-Kuwait-Konflikt waren etwa

Öl-Erzeugnisse aus dem Irak durch das
Ofac vor Vollstreckung geschützt, um
den Wiederaufbau des Landes nicht zu
gefährden. Gläubigerinnen und Gläubi-
ger können damit ihre Urteile nicht um-
fassend durchsetzen, ausser sie bekom-
men eine Ausnahmebewilligung. Deren
Erteilung ist in der Regel mit sehr viel
Aufwand verbunden und erfordert ein
koordiniertes Vorgehen von Anwälten
und Lobbyisten.

Im Ergebnis ist die Durchsetzung
von Urteilen gegenüber Staaten äus-
serst komplex und aufwendig. Für un-
erfahrene Gläubiger bietet sich deshalb
eine Zusammenarbeit mit Anlagevehi-
keln an, welche sich auf dem Gebiet der
Vollstreckung von Urteilen spezialisiert
und viel Erfahrung und Durchhalte-
vermögen haben. Ein wichtiger Vorteil
beim Vorgehen gegen Staaten ist, dass
diese nicht einfach von der Bildfläche
verschwinden können, indem sie zum
Beispiel in Konkurs gehen. Mit einem
langen Atem kann ein Prozess der Voll-
streckung deshalb trotz allen Hinder-
nisse erfolgreich zum Abschluss ge-
bracht werden.

Daniel Hayek ist Managing Partner, Mark
Meili ist Counsel der Zürcher Kanzlei Prager
Dreifuss. Sie unterstützen unter anderem auch
bei der Vollstreckung internationaler Urteile.


